Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Abschlußgesetzgebung zum Lastenausgleich 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deut- 
schen Bundestag einen Gesetzentwurf zur Beendi- 
gung des Lastenausgleichs zuzuleiten. 


Bonn, den 19. Juni 1990 


Drucksache 11/7436 

20. 06. 90 


Sachgebiet 621 


Dr. Vogel und Fraktion 



Drucksache 11/7436 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Begründung 


Nach dem Beitritt der DDR nach Artikel 23 des Grund- 
gesetzes gilt das Lastenausgleichsgesetz (LAG) nach 
seinem Wortlaut auch in der DDR. Dies hat zur Folge, 
daß die etwa 1,5 Millionen Vertriebenen oder deren 
Erben in der DDR nach Schätzungen des Bundesaus- 
gleichsamtes allein für die sogenannte Hauptentschä- 
digung Ansprüche in Höhe von mindestens 7,5 Milli- 
arden DM haben; zusätzlich wären Leistungen für die 
Kriegsschadenrente sowie Hausrat und Währungs- 
verluste aufzubringen. 

In der DDR gab es kein mit dem Lastenausgleich ver- 
gleichbares Recht. Deshalb ist es nicht gerechtfertigt, 
45 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkrieges die 
Kriegsfolgengesetzgebung in der DDR zu begründen. 
Darüber hinaus hätte dies präjudizierende Wirkungen 
für alle Kriegssachschäden der Bürgerinnen und Bür- 
ger der DDR; alle Stichtagsbegrenzungen derbundes- 
deutschen Kriegsfolgengesetze müßten danach auf- 
gehoben werden. Die finanziellen Auswirkungen da- 


von sind nicht abschätzbar. Zudem würde dies eine 
Welle von Nachforderungen an die Kriegsfolgenge- 
setze auslösen, die hier erhoben werden. 

Die Beendigung des Lastenausgleichs ist auch für die 
Aussiedler gerechtfertigt, weil 

— Vermögensschäden heute nicht mehr sach-, zeit- 
und wertgerecht ermittelt werden können, 

— Entschädigungen zum Teil den Anreiz zum Aus- 
siedeln begründen können, 

— die dementsprechenden Finanzmittel zur Integra- 
tion (vor allem Wohnungsbau und Schaffung von 
Arbeitsplätzen) benötigt werden und 

— dem Grundsatz widersprechen, Finanzmittel für 
die Unterstützung des wirtschaftlichen und politi- 
schen Reformkurses in den Herkunftsländern be- 
reitzustellen. 
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